
133 Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

Strafsachen auf die Information über die 
Verurteilung und die ausgesprochenen 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit beschränken können. Ist aber 
zur Verwirklichung der Verurteilung auf 
Bewährung eine intensive gesellschaftliche

Erziehung erforderlich, wird das Gericht 
auch inhaltliche Orientierungen für die 
Gestaltung des Erziehungsprozesses und die 
dabei zu überwindenden Ursachen der 
Straftat geben müssen (vgl. Art. 3, 
§§ 26, 34).

§33
Verurteilung auf Bewährung

(1) Mit der Verurteilung auf Bewährung soll der Täter dazu angehalten werden, durch 
gewissenhafte Erfüllung* seiner Pflichten und Bewährung in der Arbeit und in seinem 
persönlichen Leben seine Tat gegenüber der Gesellschaft wiedergutzumachen, seine 
gesellschaftliche Verantwortung zu erkennen und ernst zu nehmen und das Vertrauen 
der Gesellschaft auf sein künftig verantwortungsbewußtes Verhalten zu rechtfertigen.

(2) Mit der Verurteilung auf Bewährung wird im Urteil eine Bewährungszeit von 
einem Jahr bis zu drei Jahren festgesetzt, mit der dem Verurteilten bestimmte Pflich­
ten auferlegt werden können. Zugleich wird eine Freiheitsstrafe für den Fall ange­
droht, daß der Verurteilte seiner Pflicht zur Bewährung schuldhaft nicht nachkommt. 
Die Dauer der anzudrohenden Freiheitsstrafe beträgt mindestens drei Monate und 
höchstens zwei Jahre. Sie darf die Obergrenze der im verletzten Gesetz angedrohten

. Freiheitsstrafe nicht überschreiten. Ist in diesem keine Freiheitsstrafe angedroht, be­
trägt sie höchstens ein Jahr.

(3) Bei Straftaten, die materielle Schäden verursacht haben, ist der Verurteilte zu ver­
pflichten, den angerichteten Schaden durch Schadensersatzleistung oder, mit Einver­
ständnis des Geschädigten, durch eigene Arbeit wiedergutzumachen. Das Gericht 
kann hierfür Fristen festsetzen.

(4) Um die Wirksamkeit der Strafe zu gewährleisten, kann der Verurteilte für die
Dauer der Bewährungszeit verpflichtet werden,
1. durch Bewährung am Arbeitsplatz zu zeigen, däß er richtige Lehren aus seiner Tat 

und seiner Verurteilung gezogen hat (§ 34);
2. sein Arbeitseinkommen und andere Einkünfte für Aufwendungen der Familie, 

Unterhalts Verpflichtungen sowie für weitere materielle Verpflichtungen zu verwen­
den;

3. den Umgang mit bestimmten Personen oder Personengruppen zu unterlassen sowie 
beslimmte Orte oder Räumlichkeiten nicht zu besuchen;

4. bestimmte Gegenstände nicht zu besitzen oder zu verwenden;
5. unbezahlte gemeinnützige Arbeit in der Freizeit bis zur Dauer von zehn Arbeits­

tagen zu verrichten;
6. sich einer fachärztlichen Behandlung zu unterziehen, wenn dies zur Verhütung 

weiterer Rechtsverletzungen notwendig ist;
7. in bestimmten Abständen dem Gericht, dem Leiter, dem Kollektiv oder einem be­

stimmten staatlichen Organ über die Erfüllung der ihm auferlegten Pfliditen zu be­
richten (§ 32).

(5) Neben der Verurteilung auf Bewährung kann gemäß § 23 Absatz 2 auf Zusatzstra­
fen, insbesondere auf Geldstrafe, Aufenthaltsbeschränkung oder Tätigkeitsverbot er­
kannt werden.

1. Absatz 1 enthält das Ziel der Verur­
teilung auf Bewährung. Die Verurteilung 
auf Bewährung ist eine selbständige, mit 
staatlichen ^Sanktionen ausgestaltete Straf­

art ohne Freiheitsentzug, die den Verurteil­
ten zur Bewährung und Wiedergutmachung 
anhalten soll. Seine negativen Einstellun­
gen, die ihn zu seiner kriminellen Verhal-
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